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Datum: 20.11.2020 

Rechtliche Anforderungen an die Öffentlichkeitsbeteiligung im 
Rahmen der Fachkonferenz Teilgebiete 

Gutachten für das Nationale Begleitgremium1 

I. Zusammenfassung 

1. Bei Klärung der Frage, welche rechtlichen Anforderungen an die 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Fachkonferenz Teilgebiete zu stellen sind, 
müssen neben den Vorschriften des Standortauswahlgesetzes auch das 
Verfassungsrecht, insbesondere die Grundrechte sowie das Völkervertragsrecht und das 
Unionsrecht in den Blick genommen werden. 

2. Das Standortauswahlgesetz (StandAG) setzt eine Erörterung und Beratung des 
Zwischenberichts durch die Fachkonferenz Teilgebiete voraus (§ 9 Abs. 2 StandAG). Dies 
erfordert auch eine Vernetzung und ein Austausch der Teilnehmer*innen untereinander. 
Bei Beteiligung über ein Online-Tool müssen sie wie bei einer Präsenzveranstaltung die 
Möglichkeit haben, sich mit ihren Ansichten und Fragen einzubringen und diese mit 
anderen Teilnehmer*innen auszutauschen. Bei erforderlichen Beschlussfassungen wird 
zudem ein auf demokratischen Prinzipien beruhendes Abstimmungsverfahren durch die 
Teilnehmer*innen der Fachkonferenz Teilgebiete festzulegen und durchzuführen sein. 
Alles wird auch unter Beachtung von datenschutzrechtlichen Vorgaben zu erfüllen sein. 

3. Außerdem sind die Bürger*innen bei der Öffentlichkeitsbeteiligung im 
Standortauswahlverfahren stets als „Mitgestalter des Verfahrens“ einzubeziehen (§ 5 
Abs. 1 S. 2 StandAG). Was dies bedeutet, wurde in zwei vom NBG im Jahr 2019 
beauftragten Rechtsgutachten erläutert: Die behördliche Vorarbeit zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit müsse dort eine Grenze finden, wo sie zu Vorfestlegungen führen oder die 
öffentliche Diskussion in anderer Weise verkürzen kann. Und eine einseitige 
Oktroyierung eines Beteiligungskonzepts widerspräche dem Geist des StandAG, welcher 
darauf angelegt ist, Bürgerinnen und Bürger „mitzunehmen“ und diesen Einflusschancen 

bei der Entwicklung von weitergehenden Beteiligungsmöglichkeiten einzuräumen. 

4. Aus dem Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 
Grundgesetz) leitet das Bundesverfassungsgericht eine Pflicht zur Beteiligung der 
(potenziell betroffenen) Öffentlichkeit im Umwelt- und insbesondere im Atomrecht ab. 
Das Recht zur Beteiligung im Verfahren bewirke eine „Vorverlagerung des 
Rechtsschutzes, indem bereits im behördlichen Verfahren Einwendungen gegen das 
Vorhaben erhoben werden können“. Nach der sog. Wesentlichkeitstheorie des 
Bundesverfassungsgerichts muss der Gesetzgeber außerdem alle für den 
Grundrechtsschutz wesentlichen Entscheidungen selbst treffen und darf diese nicht der 
Verwaltung überlassen. Dies gilt auch für die Regelung von Einschränkungen zur 

                                                           
1 Die Verfasserin Dr. Jennifer Blank ist Justitiarin in der Geschäftsstelle des Nationalen Begleitgremiums. 
Das Kurzgutachten stellt ihre persönliche juristische Einschätzung dar. 
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Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit 2019 (COVID-19). Der 
Gesetzgeber hat am 18.11.2020 das sog. Dritte Bevölkerungsschutzgesetz erlassen, das 
am Folgetag in Kraft getreten ist und auch eine Regelung zur Einschränkung von 
Veranstaltungen wie z. B. die Fachkonferenz Teilgebiete enthält. Jedoch ist das 
Standortauswahlverfahren nicht Teil des sog. Planungssicherstellungsgesetzes, das für 
eine ganze Reihe von umweltrechtlichen Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren den 
Ersatz von Erörterungsterminen durch Online-Konsultationen oder – mit Einverständnis 

der zur Teilnahme Berechtigten – durch eine Telefon- oder Videokonferenz ermöglicht. 

5. Viele Regelungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung im nationalen Recht und im 
Unionsrecht gehen auf die sog. Aarhus-Konvention zurück. Dieser auch für die 
Bundesrepublik Deutschland verbindliche völkerrechtliche Vertrag verlangt eine 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem Zeitpunkt, zu dem alle Optionen noch 
offen sind und eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden kann. Das zur 
Überwachung der Vertragsbestimmungen eingerichtete Compliance-Committee hat 
angesichts der aktuellen COVID-19-Pandemie klargestellt, dass die Anforderungen der 
Aarhus-Konvention zur Beteiligung der Öffentlichkeit während der Pandemie und in der 
anschließenden Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs mit gleicher Kraft gelten. Die in 
der Konvention festgelegten verbindlichen Rechte dürfen nicht unter Berufung auf die 
COVID-19-Pandemie oder die Notwendigkeit einer raschen wirtschaftlichen Erholung 
reduziert oder beschnitten werden. Außerdem könne die Beteiligung in geschlossenen 
beratenden Gruppen nicht als effektive Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß den 
Anforderungen der Aarhus Konvention angesehen werden.  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung darf also angesichts der COVID-19-Pandemie zum 
Schutz der Gesundheit mit Abstand (also ggf. rein digital), aber nicht mit Abstrichen 
bei den Beteiligungsrechten durchgeführt werden. 

II. Hintergrund 

Angesichts der aktuellen Entwicklung der Corona Pandemie ist es schwer vorstellbar, 
dass der für Anfang Februar geplante Start des ersten Beratungstermins der 
Fachkonferenz Teilgebiete als Hybrid- oder Präsenzveranstaltung durchgeführt wird. 
Nicht auszuschließen ist, dass das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen 
Entsorgung (BASE) unter Hinweis auf die Regelungen zur Eindämmung der Corona 
Pandemie den ersten und möglicherweise auch die beiden weiteren „Beratungstermine“ 
der Fachkonferenz Teilgebiete ebenso wie die „Auftaktveranstaltung“ am 17. und 
18.10.2020 ausschließlich im Online-Format durchführen wird.2 

In diesem Zusammenhang kam die Frage auf, ob die Durchführung der Fachkonferenz 
Teilgebiete ausschließlich im Online-Format rechtlich zulässig ist. Anforderungen an die 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Fachkonferenz Teilgebiete ergeben sich aus 
dem nationalen Recht (dazu sogleich unter III.), insbesondere aus dem 
Standortauswahlgesetz und dem Verfassungsrecht, darüber hinaus aber auch aus dem 
Völkervertragsrecht (nachfolgend unter IV.) und dem Unionsrecht (abschließend unter 
V.). Dass der „Blick über den Tellerrand des nationalen Rechts hinaus“ bei der 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren wichtig und richtig ist, das 

                                                           
2 Diese Bezeichnung der Termine findet sich nicht im Gesetz wieder. Sie wurde vom BASE eingeführt (Link). 
In § 9 Abs. 2 Standortauswahlgesetz (StandAG) vorgesehen sind „höchstens“ drei Termine der 
Fachkonferenz Teilgebiete innerhalb von sechs Monaten. 

https://www.endlagersuche-infoplattform.de/webs/Endlagersuche/DE/Fachkonferenz/fachkonferenz_node.html;jsessionid=4DAC20D56F7A3941B73912CE332C4C6D.1_cid339


Seite 3 von 10 

 

haben bereits die beiden vom Nationalen Begleitgremium (NBG) im Jahr 2019 
beauftragten Rechtsgutachten zu Fragen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
und des Rechtsschutzes verdeutlicht.3  

III. Anforderungen des nationalen Rechts 

1. Standortauswahlgesetz 

Das Standortauswahlgesetz (StandAG), insbesondere die Regelung zur Fachkonferenz 
Teilgebiete in § 9 StandAG spricht sich nicht ausdrücklich gegen die Durchführung der 
Fachkonferenz Teilgebiete im Online-Format aus. In § 5 Abs. 2 S. 3 StandAG wird zur 
Unterrichtung und Beteiligung der Öffentlichkeit im Standortauswahlverfahren vielmehr 
explizit der Einsatz des Internets und anderer geeigneter Medien empfohlen. Als Beispiel 
dafür wird in der Kommentarliteratur die Übertragung von Anhörungsterminen per 
Livestream im Internet genannt – wie z. B. bei den Anhörungen der Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe.4 Allerdings setzt eine „Konferenz“ von der 
Wortbedeutung her etwas mehr voraus als eine bloße Anhörung. Während bei der 
Anhörung das „(Zu-) Hören“ im Vordergrund steht, geht es bei einer Konferenz um das 
„Zusammentragen“ (lat. conferre), also den Austausch verschiedener Perspektiven und 
Ansichten.  

Vergleichbar mit einer Anhörung, bei der es eine(n) oder mehrere Sprecher*innen auf der 
einen und Zuhörer*innen auf der anderen Seite gibt, ist die in § 9 Abs. 2 S. 2 StandAG 
vorgesehene Erläuterung des Zwischenberichts Teilgebiete durch die 
Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE). Über diesen „bilateralen“ Austausch/ Dialog 
hinaus geht jedoch die Erörterung des Zwischenberichts nach § 9 Abs. 2 S. 1 StandAG und 
der Beratungsprozess der Fachkonferenz Teilgebiete, der zur Festlegung der 
Beratungsergebnisse führt (s. § 9 Abs. 2 S. 3 StandAG). Diese sind der BGE innerhalb eines 
Monats nach dem letzten Termin vorzulegen. Die BGE hat diese Beratungsergebnisse bei 
ihrem Vorschlag für die übertägig zu erkundenden Standortregionen zu berücksichtigen 
(§ 9 Abs. 2 S. 3 und 5 StandAG). Zur Erörterung ist im Rahmen der Fachkonferenz 
Teilgebiete auch ein Austausch untereinander, also zwischen den Teilnehmer*innen der 
Fachkonferenz Teilgebiete erforderlich. Damit dieser im Rahmen einer ausschließlichen 
Online-Fachkonferenz gelingen kann, braucht es mehr als nur eine Übertragung per 
Livestream: Die Teilnehmer*innen müssen wie bei einer Präsenzveranstaltung die 
Möglichkeit haben, sich mit ihren Ansichten und Fragen einzubringen und diese mit 
anderen Teilnehmer*innen auszutauschen. Bei erforderlichen Beschlussfassungen wird 
zudem ein auf demokratischen Prinzipien beruhendes Abstimmungsverfahren durch die 
Teilnehmer*innen der Fachkonferenz Teilgebiete festzulegen und durchzuführen sein. 
Fraglich ist, ob dies über ein Online-Tool im Einklang mit (datenschutz-) rechtlichen 
Anforderungen gewährleistet werden kann.  

Außerdem ist zu beachten, dass nach § 5 Abs. 1 S. 2 StandAG die Bürger*innen bei der 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren stets als „Mitgestalter des 

                                                           
3 Die beiden Rechtsgutachten von Prof. Dr. Ewer/ Dr. Thienel und von Dr. Wollenteit sowie eine kurze 
Zusammenfassung der Ergebnisse sind auf der Webseite des NBG veröffentlicht (Link). 
4 Wollenteit in Nomos Kommentar zum Atomrecht, § 5 StandAG Rdnr. 8 

https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Artikel/DE/Artikel_Gutachten/Artikel_Rechtsgutachten_%C3%96ff-Beteiligung_Juni-2019.html
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Verfahrens“ einzubeziehen sind. Was dies genau bedeutet, das wurde in den beiden o. g. 
vom NBG beauftragten Rechtsgutachten wie folgt klargestellt: 

- „Allerdings wird die behördliche Vorarbeit zur Beteiligung der Öffentlichkeit dort 
eine Grenze finden, wo sie zu Vorfestlegungen führen oder die öffentliche 
Diskussion in anderer Weise verkürzen kann. Behördliche Vorschläge dürfen daher 
weder mit Blick auf die anzusprechenden Themen noch hinsichtlich der 
Lösungsvorschläge abschließend sein. Ansonsten wären die Bürgerinnen und 
Bürger nicht „Mitgestalter“, sondern sie würden nur Feedback zu einer 
behördlichen Gestaltung geben. Das entspräche aber nur dem klassischen Ansatz 
der Öffentlichkeitsbeteiligung, nicht aber dem offenen kommunikativen Ansatz 
des Standortauswahlgesetzes.“5 

- „Eine einseitige Oktroyierung eines Beteiligungskonzepts widerspräche dem Geist 
des StandAG, welcher darauf angelegt ist, Bürgerinnen und Bürger 
„mitzunehmen“ und diesen Einflusschancen bei der Entwicklung von 
weitergehenden Beteiligungsmöglichkeiten einzuräumen. Ein zu enges und 
hierarchisches Grundverhältnis im Umgang und Miteinander ist nach dem 
Selbstverständnis des StandAG kontraproduktiv“.6 

Aktuell ist noch nicht absehbar, ob diese Anforderungen im Rahmen einer 
ausschließlichen Online-Konferenz erfüllt werden können. 

2. Exkurs: Rechtsschutz nach dem Standortauswahlgesetz 

Diese Unsicherheit belastet das Standortauswahlverfahren und macht es ggf. auch 
angreifbar. Vor Übermittlung des Vorschlags der BGE für die untertägig zu erkundenden 
Standorte an das BASE muss das BASE nämlich prüfen und durch einen Bescheid 
feststellen, „ob das bisherige Standortauswahlverfahren nach den Regelungen dieses 
Gesetzes durchgeführt wurde und der Auswahlvorschlag diesen entspricht“ (§ 17 Abs. 3 
S. 1 StandAG). Gegen diesen Feststellungsbescheid ist eine Klage zulässig, über die im 
ersten und letzten Rechtszug das Bundesverwaltungsgericht entscheidet (§ 17 Abs. 3 S. 5 
StandAG). Klageberechtigt sind: anerkannte Vereinigungen gemäß § 3 
Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG), die kommunalen Gebietskörperschaften, in deren 
Gebiet ein zur untertägigen Erkundung vorgeschlagener Standort liegt, deren 
Einwohnerinnen und Einwohner sowie Eigentümerinnen und Eigentümer von 
Grundstücken in diesem Gebiet. Diese Klageberechtigte könnten also am Ende der Phase 
2 des Standortauswahlverfahrens einwenden, dass in der Phase 1 die Fachkonferenz 
Teilgebiete nicht im Einklang mit dem Standortauswahlgesetz durchgeführt wurde, und 
sich dies auf den Auswahlvorschlag für die untertägig zu erkundenden Standorte 
ausgewirkt hat.  

Nach dem in der Begründung des StandAG zum Ausdruck gekommenen Willen des 
Gesetzgebers7  begründet die Nichteinhaltung der in § 9 StandAG „normierten Aufgaben, 
Organisation und Fristen“ keine Verfahrensfehler.  

                                                           
5 Rechtsgutachten von Prof. Dr. Ewer und Dr. Thienel (Link) S. 73 
6 Rechtsgutachten von Dr. Wollenteit (Link) S. 35 f. 
7 Deutscher Bundestag, Drucksache 18/11398 (Link), S. 55 

https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Gutachten/Gutachten_Oeff-beteiligung_Ewer_Thienel_27.05.19.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Gutachten/Gutachten_Oeff-beteiligung_Wollenteit_10_06_19.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/113/1811398.pdf
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Fraglich ist allerdings, ob dies auch für die Entscheidung gilt, die Fachkonferenz 
Teilgebiete nicht als die vom Gesetzgeber vorgesehene „lose Zusammenkunft“ 8 in einem 
Präsenz- oder Hybrid-Format durchzuführen, sondern ausschließlich im Online-Format. 
Man könnte argumentieren, dass die vom Gesetzgeber benannten Punkte, die keinen 
Verfahrensfehler begründen sollen (Nichteinhaltung der Aufgaben, Organisation und 
Fristen des § 9 StandAG) im Verantwortungsbereich der Teilnehmer*innen der 
Fachkonferenz Teilgebiete liegen, als solche also unter die vom Gesetzgeber gewollte 
Eigenverantwortlichkeit/ Selbstorganisation9 fallen und genau aus diesem Grund nicht 
vor Gericht angreifbar sein sollen. Davon ausgehend könnte man argumentieren, dass die 
der Selbstorganisation der Fachkonferenz Teilgebiete vorgelagerte Entscheidung über 
die Durchführung der Fachkonferenz ausschließlich im Online-Format vom BASE zu 
verantworten und damit möglicherweise anders einzuordnen sei. Es ist daher nicht 
auszuschließen, dass diese der Selbstorganisation vorgeschaltete Entscheidung des 
BASE beim ersten im StandAG vorgesehenen Rechtsschutzverfahren als 
Verfahrensfehler gerügt werden könnte. 

Das am Ende der Phase 1 zu verabschiedende Bundesgesetz mit der Festlegung der 
Standortregionen zur übertägigen Erkundung stünde einer solchen Rüge laut der beiden 
vom NBG beauftragten Rechtsgutachten nicht entgegen. In beiden Rechtsgutachten zu 
Fragen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und des Rechtsschutzes 10 wurde 
bestätigt, dass im Rahmen der Klagen, die nach Inkrafttreten der im  StandAG 
vorgesehenen Bundesgesetze möglich sind, auch solche Rechtsverstöße gerügt werden 
können, die zeitlich vor der Verabschiedung dieser Bundesgesetze liegen.11 Wenn das 
Bundesverwaltungsgericht der Klage stattgeben sollte, dann – so die Gutachter Prof. Dr. 
Ewer/ Dr. Thienel – wird das BASE im Sinne der Reversibilität des Verfahrens (s. § 1 Abs. 5 
S. 1 StandAG) seinen Auswahlvorschlag überarbeiten und dabei den/ die festgestellten 
Fehler und ggf. die Konsequenzen ausräumen müssen. Wenn ein Fehler auch den Inhalt 
des Gesetzes nach § 15 Abs. 3 StandAG (Festlegung der übertägig zu erkundenden 
Standortregionen) betreffen sollte, wäre mit einem neuen Regelungsvorschlag des BASE 
auch ein neues Gesetzgebungsverfahren einzuleiten.12 

Um solche evtl. zur Fehlerkorrektur erforderlichen Rücksprünge im Verfahren zu 
vermeiden, wäre eine klarstellende Entscheidung des Gesetzgebers zur Art und Weise 
der Durchführung der Fachkonferenz Teilgebiete angesichts der geltenden Regelungen 
zur Eindämmung der Corona Pandemie im Sinne der Klarheit und Rechtssicherheit 
wünschenswert gewesen. Der Gesetzgeber hat im Gesetz zur Sicherstellung 
ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-
Pandemie vom 20.05.2020 (sog. Planungssicherstellungsgesetz, Link) für eine ganze 
Reihe von umweltrechtlichen Beteiligungsverfahren den Ersatz von Erörterungsterminen 
durch Online-Konsultationen oder – mit Einverständnis der zur Teilnahme Berechtigten – 

                                                           
8 Deutscher Bundestag, Drucksache 18/11398 (Link), S. 55 
9 Deutscher Bundestag, Drucksache 18/11398 (Link), S. 51 oben: „Um mehr Handlungsspielräume für die 
neuen, von der Endlagerkommission empfohlenen Formen gelingender Beteiligung zu schaffen, werden 
Organisation und Ablauf dieser Beteiligung daher nicht abschließend und verbindlich vorgegeben. 
Vielmehr soll diese Beteiligung eigenverantwortlich von den jeweiligen Konferenzen wahrgenommen 
werden.“ 
10 Verwiesen wird hier auf die Nachweise und Links in Fußnote 2. 
11 Rechtsgutachten von Prof. Dr. Ewer und Dr. Thienel (Link) S. 75 ff. (S. 85 ff.), Rechtsgutachten von Dr. 
Wollenteit (Link) S. 45 ( S. 50) 
12 Rechtsgutachten von Prof. Dr. Ewer und Dr. Thienel (Link) S. 88 

https://www.gesetze-im-internet.de/plansig/PlanSiG.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/113/1811398.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/113/1811398.pdf
https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Gutachten/Gutachten_Oeff-beteiligung_Ewer_Thienel_27.05.19.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Gutachten/Gutachten_Oeff-beteiligung_Wollenteit_10_06_19.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Gutachten/Gutachten_Oeff-beteiligung_Ewer_Thienel_27.05.19.pdf?__blob=publicationFile&v=7
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durch eine Telefon- oder Videokonferenz ermöglicht. Das Verfahren zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung nach dem Standortauswahlgesetz wurde jedoch nicht mit 
aufgenommen. 

3. Verfassungsrecht 

Im Umwelt- und insbesondere im Atomrecht folgt die Pflicht zur Beteiligung der 
(potenziell betroffenen) Öffentlichkeit nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts aus der staatlichen Pflicht zum Schutz des Grundrechts auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 Grundgesetz).13 Das Recht zur 
Beteiligung im Verfahren bewirkt – so das Bundesverfassungsgericht14 – eine 
„Vorverlagerung des Rechtsschutzes, indem bereits im behördlichen Verfahren 
Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben werden können“. Nach der sog. 
Wesentlichkeitstheorie des Bundesverfassungsgerichts15 muss der Gesetzgeber 
außerdem alle für den Grundrechtsschutz wesentlichen Entscheidungen selbst treffen 
und darf diese nicht der Verwaltung überlassen. Die Entscheidung aller grundsätzlichen 
Fragen, die den Bürger unmittelbar betreffen, muss durch Gesetz erfolgen.16  

Die Entscheidung, wie die Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Fachkonferenz 
Teilgebiete angesichts der Einschränkungen durch die Corona Pandemie durchzuführen 
ist, könnte man als in diesem Sinne für die Beteiligung der Öffentlichkeit im 
Standortauswahlverfahren wesentlich und verfassungsrechtlich geboten ansehen. Eine 
solche Entscheidung des Gesetzgebers wurde im Mai 2020 für zahlreiche im 
Planungssicherstellungsgesetz aufgelistete Beteiligungsverfahren getroffen, nicht aber 
für das Standortauswahlverfahren.17 

Jedoch ist im Hinblick auf die Entscheidung, in welcher Form die Fachkonferenz 
Teilgebiete stattfinden kann, das am 18.11.2020 vom Deutschen Bundestag 
verabschiedete Dritte Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite (sog. Dritte Bevölkerungsschutzgesetz, Link) von 
Interesse, da es zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit 2019 
(COVID-19) u. a. auch eine neue gesetzliche Grundlage für die Einschränkung öffentlicher 
Veranstaltungen (dazu zählt z. B. die Fachkonferenz Teilgebiete) enthält. Der Bundesrat 
hat dem Gesetz noch am gleichen Tag in einer einberufenen Sondersitzung zugestimmt 
(Link). Der Bundespräsident hat es sodann ausgefertigt, und ebenfalls noch am 
18.11.2020 wurde es im Bundesgesetzblatt verkündet (Link), so dass es am 19.11.2020 in 
Kraft treten konnte. Es führt den § 28 a Infektionsschutzgesetz ein, also eine 
bundesgesetzliche Grundlage, die für die Dauer der vom Deutschen Bundestag 
festzustellenden epidemischen Lage von nationaler Tragweite besondere 
Schutzmaßnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 ermöglicht, darunter 
insbesondere die Untersagung oder Erteilung von Auflagen für Veranstaltungen.  

                                                           
13 BVerfGE 53, S. 30, 75 ff., v.a. S. 79 f.; 311; BVerfG, NVwZ-RR 2000, S. 487; Wollenteit in Nomos 
Kommentar zum Atomrecht, § 5 StandAG Rdnr. 4 
14 BVerfGE 53, S. 30 (S. 60) 
15 BVerfGE 40, S. 237, 248 f.; BVerfGE 49, S. 89, 126; BVerfGE 116, S. 24, 58 
16 BVerfGE 40, S. 237, 248 f. 
17 S. o. unter III.2. 

https://dejure.org/BGBl/2020/BGBl._I_S._2397
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/20/996/996-pk.html?nn=4352766#top-1
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl120s2397.pdf%27%5D__1605773491850
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In § 28 a Satz 2 Infektionsschutzgesetz ist geregelt, dass die Auswahl, Anordnung und 
Dauer von Schutzmaßnahmen den Maßstäben des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
entsprechen müssen. Diesem Ziel dient auch die Soll-Vorschrift des Absatzes 2, die umso 
stärker die Grundrechte der Bürger*innen einschränkende Maßnahmen erlaubt je höher 
der Schwellenwert der Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner steigt. Außerdem sind die 
Maßnahmen grundsätzlich auf die Geltungsdauer von 4 Wochen zu begrenzen.  

Bisher sah das Infektionsschutzgesetz zum Schutz der Bürger den Erlass von 
Rechtsverordnungen durch die Landesregierungen sowie die Bundesregierung vor. Diese 
Verordnungsermächtigungen wurden jedoch zunehmend als unzureichend kritisiert. 
Außerdem wurde angemahnt, dass der Gesetzgeber die wesentlichen, also für die 
Grundrechtsverwirklichung maßgeblichen Regelungen selbst treffen und nicht der 
Exekutive (Regierung, Verwaltung) überlassen dürfe. Dieser Forderung wollte der 
Bundesgesetzgeber mit der Verabschiedung des Dritten Bevölkerungsschutzgesetzes 
nachgekommen.18 

IV. Anforderungen des Völkervertragsrechts 

1. Aarhus-Konvention 

Im Hinblick auf das Völkervertragsrecht ist insbesondere das Übereinkommen der 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (UNECE) vom 25.06.1998 
über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
Aarhus-Konvention (Link) von Interesse. Innerstaatlich gilt die Aarhus-Konvention als 
Völkervertragsrecht und damit grundsätzlich im Rang eines Bundesgesetzes (Art. 59 Abs. 
2 GG)19. Die Aarhus-Konvention setzt sich inhaltlich aus drei „Säulen“ zusammen:  

- dem möglichst freien Zugang zu Umweltinformationen (Art. 4), 
- der Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren (Art. 6 – 8) und 

- dem Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Art. 9). 

Deutschland hat die drei „Säulen“ der Aarhus-Konvention mit eigenständigen Gesetzen 
umgesetzt: Am 14.02.2005 ist das Umweltinformationsgesetz des Bundes in Kraft 
getreten. Am 9. Dezember 2006 wurden das Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz und das 
Umweltrechtsbehelfsgesetz beschlossen. Seit dem 15.01.2007 ist die Bundesrepublik 
Deutschland offiziell Mitglied der Konvention. 

Wichtig für die Öffentlichkeitsbeteiligung ist vor allem Art. 6 der Aarhus-Konvention. Ein 
Endlager für hoch radioaktive Abfälle fällt unter die in Anhang I Abs. 1 der Aarhus-
Konvention aufgelisteten Tätigkeiten. Nach Ansicht der beiden vom NBG beauftragten 
Rechtsgutachter Prof. Dr. Ewer/ Dr. Thienel ist Art. 6 der Aarhus-Konvention nicht erst im 
Verfahren zur Genehmigung des Endlagers, sondern bereits im 
Standortauswahlverfahren anwendbar.20 In Art. 6 Abs. 4 der Aarhus-Konvention wird 

Folgendes gefordert: 

                                                           
18 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/23944 (Link), S. 2 
19 Die Bundesrepublik Deutschland hat der Aarhus-Konvention durch Gesetz vom 9.12.2006 zugestimmt 
(Link). 
20 Rechtsgutachten von Prof. Dr. Ewer und Dr. Thienel (Link) S. 7 ff. (S. 21) 

https://www.bmu.de/fileadmin/bmu-import/files/pdfs/allgemein/application/pdf/aarhus.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/239/1923944.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl206s1251.pdf%27%5D__1605835477014
https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Gutachten/Gutachten_Oeff-beteiligung_Ewer_Thienel_27.05.19.pdf?__blob=publicationFile&v=7
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„Jede Vertragspartei sorgt für eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem 
Zeitpunkt, zu dem alle Optionen noch offen sind und eine effektive 
Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden kann.“ 

Doch was setzt eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung im Sinne der Aarhus Konvention 
für das Standortauswahlverfahren voraus? Lässt sie sich über eine ausschließliche Online-
Beteiligung verwirklichen? Dazu gibt es bislang keine klare und eindeutige Feststellung. 

Das Compliance-Committee, das gemäß Art. 15 Aarhus Konvention von den 
Vertragsparteien zur Überwachung der Vertragsbestimmungen eingerichtet worden ist, 
hat jedoch bereits die folgenden interessanten Feststellungen getroffen: 

- Die Anforderungen der Aarhus-Konvention zur Beteiligung der Öffentlichkeit 
gelten während der COVID-19-Pandemie und in der anschließenden Phase des 
wirtschaftlichen Aufschwungs mit gleicher Kraft. Die Vertragsparteien müssen 
also unverändert für eine wirksame Beteiligung der Öffentlichkeit an der 
Entscheidungsfindung gemäß Artikel 6-8 der Aarhus-Konvention sorgen. Die in der 
Konvention festgelegten verbindlichen Rechte dürfen nicht reduziert oder 
beschnitten werden. Dementsprechend können die Vertragsparteien keine 
Einschränkung der Rechte aus dem Übereinkommen unter Berufung auf die 
Pandemie COVID-19 oder die Notwendigkeit einer raschen wirtschaftlichen 
Erholung aufgrund der Folgen der Pandemie rechtfertigen. Alle alternativen 
Mittel, die eingeführt werden, um die Ausübung der Rechte aus dem 
Übereinkommen während der COVID-19-Pandemie oder in der Phase der 
wirtschaftlichen Erholung zu ermöglichen, müssen die im Übereinkommen 
festgelegten Anforderungen vollständig erfüllen.21 

- Die Beteiligung in geschlossenen beratenden Gruppen kann nicht als effektive 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß den Anforderungen der Aarhus Konvention 
angesehen werden.22 

2. Espoo-Konvention 

Ein Vorgänger der Aarhus-Konvention ist das Übereinkommen über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen vom 25.02.1991 (sog. 
Espoo-Konvention23). Deutschland ist Vertragspartei dieses internationalen 
Übereinkommens sowie von dessen zwei späteren Änderungen. Danach sind die 
Behörden und die Öffentlichkeit anderer möglicherweise betroffener Nachbarstaaten 
vor der Zulassung eines Projekts im Rahmen einer grenzüberschreitenden 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu beteiligen, wenn dieses Projekt grenzüberschreitende 
Umweltauswirkungen haben kann. Durch die Einbeziehung von Behörden und Bürgern 
sowie die Ausarbeitung von Umweltberichten sollen frühzeitig die möglichen Folgen 
eines Projektes für die Umwelt insbesondere die Gesundheit erkannt und bei der 

Entscheidung berücksichtigt werden.  

Die Vorgaben der Espoo-Konvention wurden in Deutschland durch das Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (sog. UVP-Gesetz) umgesetzt. Deutschland wendet das 
Beteiligungsverfahren gegenüber allen seinen Nachbarn an. Zur besseren praktischen 

                                                           
21 Statement on the application of the Aarhus Convention during the COVID-19 pandemic and the 
economic recovery phase, adopted 2 September 2020 (Link) 
22 Communication ACCC/C/2010/51 (Link) 
23 Convention on Environmental Impact Assessment in a Transboundary Contect (Link) 

https://www.gesetze-im-internet.de/uvpg/BJNR102050990.html
https://www.unece.org/fileadmin/DAM/env/pp/compliance/CC-67/ece.mp.pp.c.1.2020.5.add.1_advance_unedited.pdf
https://www.unece.org/fileadmin/DAM/env/pp/compliance/CC-46/ece_mp.pp_c.1_2014_12_e.pdf
https://unece.org/environment-policyenvironmental-assessment/text-convention
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Handhabung sind konkrete Absprachen getroffen worden – beispielsweise mit den 
Niederlanden, Frankreich, der Schweiz und Polen. 

Nach Einschätzung der vom NBG beauftragten Gutachter Prof. Dr. Ewer/ Dr. Thienel ist 
auch die Espoo-Konvention nicht erst im Verfahren zur Genehmigung des Endlagers, 
sondern bereits im Standortauswahlverfahren anwendbar.24 Die beiden Gutachter 
weisen darauf hin, dass die Espoo-Konvention keine Bestimmung über eine frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung in einem Stadium enthalte, in dem noch „alle Optionen offen“ 
sind (wie in Art. 6 Abs. 4 Aarhus-Konvention). Die Espoo-Konvention gebe in ihrem Art. 2 
Abs. 6 für die grenzüberschreitende Öffentlichkeitsbeteiligung nur vor, dass die 
Öffentlichkeit in dem betroffenen anderen Staat dieselbe Gelegenheit erhält, sich an 
dem Verfahren der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung zu beteiligen 
wie die innerstaatliche Öffentlichkeit des für die Möglichkeit der grenzüberschreitenden 
nachteiligen Auswirkungen verantwortlichen Staates.25  

Im Standortauswahlverfahren ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
erst nach Übermittlung des Standortvorschlags der BGE an das BASE vorgesehen (s. § 18 
Abs. 3 S. 3 StandAG, der explizit auf die §§ 17 bis 21 und 54 bis 57 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung verweist, welche die grenzüberschreitende Behörden- 
und Öffentlichkeitsbeteiligung regeln). 

Der Umweltverträglichkeitsprüfung (sog. UVP) von Projekten vorgelagert ist die sog. 
strategische Umweltprüfung (SUP) von Plänen und Programmen wie sie im Protokoll 
vom Mai 2003 über die Strategische Umweltprüfung vereinbart wurde.26 Die Umsetzung 
dieses sog. SEA-Protokolls erfolgte in Deutschland im Juni 2005 im Wesentlichen durch 
Änderungen des Gesetzes zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Die 
(grenzüberschreitende) Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der SUP muss zu einem 
Zeitpunkt erfolgen, an dem „alle Optionen noch offen“ sind (vgl. Art. 8 Abs. 1 SEA-
Protokoll). 

Im Standortauswahlverfahren ist die Durchführung einer (grenzüberschreitenden) SUP 
innerhalb der von der BGE vorgeschlagenen Standortregionen für die übertägige 
Erkundung nach § 15 Absatz 3 StandAG und an den von der BGE vorgeschlagenen 
Standorten für die untertägige Erkundung nach § 17 Absatz 2 des 
Standortauswahlgesetzes vorgesehen (s. §§ 33 ff. UVPG, Anlage 5 Nr. 1.15 und 1.16 zum 
UVPG). 

V. Anforderungen des Unionsrechts 

Die Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.05.2003 
über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter 
umweltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG 
und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu 
Gerichten27 hat die Aarhus-Konvention durch Änderungen verschiedener Richtlinien in 
europäisches Recht umgesetzt. Zu den geänderten Richtlinien gehört auch die Richtlinie 
85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Richtlinie 1985). Diese ist 

                                                           
24 Rechtsgutachten von Prof. Dr. Ewer und Dr. Thienel (Link) S. 35 ff. (S. 38) 
25 Rechtsgutachten von Prof. Dr. Ewer und Dr. Thienel (Link) S. 39 
26 Strategic environmental assessment (SEA) Protocol (Link) 
27 Sog. Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie (Link) 

https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Gutachten/Gutachten_Oeff-beteiligung_Ewer_Thienel_27.05.19.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Gutachten/Gutachten_Oeff-beteiligung_Ewer_Thienel_27.05.19.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://unece.org/text-protocol
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:4a80a6c9-cdb3-4e27-a721-d5df1a0535bc.0002.02/DOC_1&format=PDF
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inzwischen durch die neue UVP-Richtlinie 2011/92/EU28 ersetzt worden. Ein Endlager für 
hoch radioaktive Abfälle fällt unter die in Anhang I Ziff. 3 b Nrn. iii und iv der UVP-
Richtlinie 2011/92/EU aufgelisteten Tätigkeiten. Nach Ansicht der beiden vom NBG 
beauftragten Rechtsgutachter Prof. Dr. Ewer/ Dr. Thienel ist die UVP-Richtlinie 
2011/92/EU im Standortauswahlverfahren anwendbar.29 

Diese enthält in Art. 6 Abs. 4 folgende Anforderungen im Hinblick auf die Öffentlichkeits-

beteiligung: 

„Die betroffene Öffentlichkeit erhält frühzeitig und in effektiver Weise die Möglichkeit, sich 
an den umweltbezogenen Entscheidungsverfahren gemäß Artikel 2 Absatz 2 zu beteiligen, 
und hat zu diesem Zweck das Recht, der zuständigen Behörde bzw. den zuständigen 
Behörden gegenüber Stellung zu nehmen und Meinungen zu äußern, wenn alle Optionen 
noch offen stehen und bevor die Entscheidung über den Genehmigungsantrag getroffen 

wird.“  

Auch hier stellt sich die Frage, ob dies bei einer ausschließlichen Online-Beteiligung 
verwirklicht werden kann. Da dieser Absatz in der UVP-Richtlinie seinen Ursprung in der 
Aarhus-Konvention hat, gelten im Wesentlichen die Ausführungen oben unter IV.1.  

                                                           
28 Kodifizierter Text (Link) 
29 Rechtsgutachten von Prof. Dr. Ewer und Dr. Thienel (Link) S. 44 ff. (S. 21) 

https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:026:0001:0021:DE:PDF
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:026:0001:0021:DE:PDF
https://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Gutachten/Gutachten_Oeff-beteiligung_Ewer_Thienel_27.05.19.pdf?__blob=publicationFile&v=7

